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Anmerkung zur 

Bleibeperspektive
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Anfrage der LINKEN, BT-Drucksache 18/13215 (6.9.17)



Arbeitsmarktzugang



ABH

Erlaubnis zur 

Beschäftigung?

Erlaubnis zur 

Beschäftigung!

Zustimmung zur 

Beschäftigung!

BA

Aufenthaltsgestattung, 

Ankunftsnachweis, 

Duldung.

Drei Monate Wartefrist  ab 

Einreise, nicht mehr in 

Landeseinrichtung.

Zustimmung zur 

Beschäftigung?

Vorrangprüfung
Lohnprüfung

„Zustimmungsfrei“
 immer

• betriebliche Ausbildung, 

• Praktika, die nach 

§ 22 Abs. 1 MiLoG

mindestlohnfrei sind

• Freiwilligendienste

 Nach 4 Jahren Aufenthalt: 

• Jede Tätigkeit
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Aussetzung der Vorrangprüfung:
Für Personen mit Duldung, Aufenthaltsgestattung, BüMA / 
Ankunftsnachweis gilt (§ 32 Abs. 5 BeschV):

Die Vorrangprüfung wird bis zum 5. August 2019 auch 
in den ersten 15 Monaten ausgesetzt. 

Dies gilt in den meisten Agenturbezirken 
(Anlage zu § 32 Abs. 5 BeschV).

Leiharbeit ist dann auch in den ersten 15 Monaten 
möglich.

Eine Prüfung der Beschäftigungsbedingungen findet 
dennoch statt.

http://ggua.de/fileadmin/downloads/integrationsgesetz/verabschiedet/Anlage_32_BeschV.pdf
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Aussetzung der Vorrangprüfung:
Die Vorrangprüfung bleibt in den ersten 15 Monaten nur 
noch in folgenden Agenturbezirken bestehen:

Mecklenburg-Vorpommern:

flächendeckend

Bayern: 

Aschaffenburg, Augsburg, Bamberg-Coburg, Bayreuth–Hof, 

Fürth, München, Nürnberg, Passau, Schweinfurt, Traunstein, 

Weiden

NRW:

Bochum, Dortmund, Duisburg, Essen, Gelsenkirchen, 

Oberhausen, Recklinghausen
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Formular Stellenbeschreibung:
https://www3.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/p
ublic/documents/webdatei/mdaw/mdk4/~edisp/l6019022
dstbai454236.pdf?_ba.sid=L6019022DSTBAI454239



Duldung mit 

Arbeitsverbot

Aufenthaltsgestattung 

mit Arbeitsverbot



ABH

Arbeitsverbot während des 

Asylverfahrens 

(§ 61 Abs. 2 Satz 4 AsylG):

„Einem Ausländer aus einem sicheren 

Herkunftsstaat gemäß § 29a, der nach 

dem 31. August 2015 einen Asylantrag 

gestellt hat, darf während des 

Asylverfahrens die Ausübung einer 

Beschäftigung nicht erlaubt werden.“



ABH

Arbeitsverbot bei Duldung (§ 60a Abs. 6 AufenthG):

„Einem Ausländer, der eine Duldung besitzt, darf die Ausübung 

einer Erwerbstätigkeit nicht erlaubt werden, wenn

1. er sich in das Inland begeben hat, um Leistungen nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz zu erlangen,

2. aufenthaltsbeendende Maßnahmen bei ihm aus Gründen, die 

er selbst zu vertreten hat, nicht vollzogen werden können oder

3. er Staatsangehöriger eines sicheren Herkunftsstaates nach §

29a des Asylgesetzes ist und sein nach dem 31. August 2015 

gestellter Asylantrag abgelehnt wurde.

Zu vertreten hat ein Ausländer die Gründe nach Satz 1 Nummer 2 

insbesondere, wenn er das Abschiebungshindernis durch 

eigene Täuschung über seine Identität oder 

Staatsangehörigkeit oder durch eigene falsche Angaben 

selbst herbeiführt.“
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„Sichere Herkunftsstaaten“
Sind ausschließlich:

→Albanien

→Bosnien

→Ghana

→Kosovo

→Mazedonien

→Montenegro

→Senegal

→Serbien





Praktika



 Ein „Praktikum“ ist normalerweise eine

Beschäftigung, für die eine Erlaubnis der ABH und 

eine Zustimmung der BA (mit Vorrang- und 

Lohnprüfung) erforderlich sind.

 Ein Praktikum ist normalerweise 

mindestlohnpflichtig

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Erlaubnis der ABH und ohne Zustimmung der 

BA möglich, da keine „Beschäftigung“: 

 unbezahlte Praktika im Rahmen des allgemeinen

Schulbesuchs, 

 Maßnahmen nach

§ 45 SGB III (Aktivierung und berufl. Eingliederung)

 „Hospitationen“

 Ehrenamtliche Tätigkeiten

 Arbeitsgelegenheiten nach § 5 AsylbLG und § 5a 

AsylbLG („FIM“)

Stichwort „Praktikum“



Ausnahmen:

 Ohne Zustimmung der BA, aber mit Erlaubnis der ABH: 

 Praktika gem. § 22 Abs. 1 MiLoG: 

 ausbildungsorientierende Praktika bis drei Monate,

(vgl.: Arbeitshilfe der BA zu Praktika)

 ausbildungsbegleitende Pflichtpraktika, (z. B auch

im Rahmen eines Anpassungslehrgangs zur 

Vorbereitung auf die Externenprüfung, 

obligatorische Praxisphase für die Anerkennung)

 Freiwillige ausbildungsbegleitende Praktika bis drei 

Monate

 Praktika im Rahmen von § 54a SGB III 

(Einstiegsqualifizierung)

Stichwort „Praktikum“

https://www.arbeitsagentur.de/web/wcm/idc/groups/public/documents/webdatei/mdaw/mjc3/~edisp/l6019022dstbai772426.pdf


Arbeitsmarkt

Arbeitshilfe: Zugang zur Beschäftigung mit
Duldung und Aufenthaltsgestattung

Arbeitshilfe: Zugang zu Praktika mit Duldung und 
Aufenthaltsgestattung

Neue Arbeitshilfe des Caritasverbandes OS: 
„Rahmenbedingungen von Praktika und ähnlichen
betrieblichen Tätigkeiten für Asylsuchende und 
geduldete Ausländer/innen“:

http://www.caritas-os.de/zbs-auf/zbs-auf

http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Zugang_zu_Arbeit_mit_Duldung_November_2014.pdf
http://www.ggua-projekt.de/fileadmin/downloads/tabellen_und_uebersichten/Erfordernis_einer_Arbeitserlaubnis_bzw.pdf


Duldung für die Ausbildung



Beispiel:

G. ist 18 Jahre alt und wird im Sommer die Schule 

abschließen. Sie hat ab September eine Ausbildungsstelle 

als Bäckerin in Aussicht.

Sie kommt aus Serbien und hatte im Frühjahr 2015 einen 

Asylantrag gestellt. Dieser ist im Januar 2017 als 

„offensichtlich unbegründet“ abgelehnt worden. Sie hat nun 

eine Duldung und die Ausländerbehörde hat sie 

aufgefordert, auszureisen. Ansonsten droht sie die 

Abschiebung nach Serbien an.
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Duldung für die Ausbildung
Es besteht ein Anspruch auf Erteilung einer Duldung für 
die gesamte Zeit einer Berufsausbildung (§ 60a Abs. 1 Satz 
4ff AufenthG),

wenn qualifizierte schulische o. betriebliche 
Berufsausbildung aufgenommen wird oder wurde 
(mind. zweijährig),

„konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung 
nicht bevorstehen“ und

kein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 vorliegt

Keine Verurteilung wegen vors. Straftaten über 50 TS.
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Duldung für die Ausbildung
„Konkrete Maßnahmen zur Aufenthaltsbeendigung“ sind 
laut Gesetzesbegründung:

Abschiebungsflug ist schon „terminiert“, Verfahren zur 
Dublin-Überstellung „läuft“, Passersatzpapiere sind durch 
die ABH beantragt (vgl.: OVG Berlin-Brandenburg, 
Beschluss vom 22.11.2016; 12 S 61.16)

Ein Arbeitsverbot nach § 60a Abs. 6 AufenthG liegt nur vor 
bei

Selbstverschuldetem Abschiebungshindernis,

Asylantragstellung aus „sicheren Herkunftsländern“ ab 
dem 1. September 2015 und abgelehntem Asylantrag

http://www.gerichtsentscheidungen.berlin-brandenburg.de/jportal/portal/t/279b/bs/10/page/sammlung.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=1&numberofresults=1&fromdoctodoc=yes&doc.id=MWRE160003727&doc.part=L&doc.price=0.0#focuspoint
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Duldung für die Ausbildung
Bei der Erteilung der Arbeitserlaubnis für die Ausbildung 

ist das Ermessen i. d. R. weitgehend reduziert, wenn die 
sonstigen Voraussetzungen für die Ausbildungsduldung 
vorliegen (vgl: Erlass NRW vom 21.12.2016).

http://ggua.de/fileadmin/downloads/erlasse/Ausbildungsduldung_Erlass_NRW.pdf
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Duldung für die Ausbildung
Betrieb ist verpflichtet, i. d. R. innerhalb einer Woche 

den Abbruch oder das Nichtbetreiben der Ausbildung 
schriftlich der ABH mitzuteilen. Ansonsten: Bußgeld bis 
zu 30.000 Euro

Bei Abbruch oder vorzeitiger Beendigung der 
Ausbildung: einmalig Duldung für sechs Monate zur 
Suche einer anderen Ausbildung

Nach erfolgreichem Abschluss: sechs Monate Duldung 
zur Suche einer dem Abschluss entsprechenden 
Beschäftigung



Und nach der Ausbildung?
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Aufenthaltserlaubnis für die Beschäftigung nach Ausbildung

Nach erfolgreichem Abschluss einer qualifizierten 
Ausbildung in D.:

Anspruch auf Erteilung einer Aufenthaltserlaubnis nach 
§ 18a Abs. 1a AufenthG für eine dem Abschluss 
entsprechende Beschäftigung

BA muss zustimmen (ohne Vorrangprüfung, mit Prüfung 
der Beschäftigungsbedingungen)

Für zwei Jahre, Verlängerung möglich.



Verwaltungsverfahren



 § 35 VwVfG 

 Verwaltungsakt ist jede Verfügung, Entscheidung 
oder andere hoheitliche Maßnahme, die eine Behörde 
zur Regelung eines Einzelfalls auf dem Gebiet des 
öffentlichen Rechts trifft und die auf unmittelbare 
Rechtswirkung nach außen gerichtet ist. (…)



 § 37 Abs. 2 VwVfG 

 Ein Verwaltungsakt kann schriftlich, elektronisch, 

mündlich oder in anderer Weise erlassen werden. Ein 

mündlicher Verwaltungsakt ist schriftlich oder 

elektronisch zu bestätigen, wenn hieran ein 

berechtigtes Interesse besteht und der Betroffene 

dies unverzüglich verlangt. Ein elektronischer 

Verwaltungsakt ist unter denselben Voraussetzungen 

schriftlich zu bestätigen (…).



 § 39 Abs. 1 VwVfG 

Ein schriftlicher oder elektronischer sowie ein schriftlich 

oder elektronisch bestätigter Verwaltungsakt ist mit 

einer Begründung zu versehen. In der Begründung 

sind die wesentlichen tatsächlichen und rechtlichen 

Gründe mitzuteilen, die die Behörde zu ihrer 

Entscheidung bewogen haben. Die Begründung von 

Ermessensentscheidungen soll auch die 

Gesichtspunkte erkennen lassen, von denen die 

Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens 

ausgegangen ist.



 § 42 VwGO 

(1) Durch Klage kann die Aufhebung eines 

Verwaltungsakts (Anfechtungsklage) sowie die 

Verurteilung zum Erlaß eines abgelehnten oder 

unterlassenen Verwaltungsakts (Verpflichtungsklage) 

begehrt werden.

(2) Soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, ist 

die Klage nur zulässig, wenn der Kläger geltend macht, 

durch den Verwaltungsakt oder seine Ablehnung oder 

Unterlassung in seinen Rechten verletzt zu sein. 



 § 123 VwGO 

(1) Auf Antrag kann das Gericht, auch schon vor 

Klageerhebung, eine einstweilige Anordnung in bezug

auf den Streitgegenstand treffen, wenn die Gefahr 

besteht, daß durch eine Veränderung des bestehenden 

Zustands die Verwirklichung eines Rechts des 

Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert 

werden könnte. Einstweilige Anordnungen sind auch 

zur Regelung eines vorläufigen Zustands in bezug auf 

ein streitiges Rechtsverhältnis zulässig, wenn diese 

Regelung, vor allem bei dauernden 

Rechtsverhältnissen, um wesentliche Nachteile 

abzuwenden oder drohende Gewalt zu verhindern oder 

aus anderen Gründen nötig erscheint.



Weitere Infos und 
Arbeitshilfen gibt es hier:



http://www.einwanderer.net/

uebersichten-und-arbeitshilfen/


